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Achte Verordnung zur Änderung 
der Landeswahlordnung

Vom 15. Juni 2021

Auf Grund des § 46 Absatz 1 bis 4 des Landeswahlgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. August 
1993 (GV. NRW. S. 516), der zuletzt durch Art. 1 Nr. 19 a) 
des Gesetzes vom 23. März 1999 (GV. NRW. S. 66) geän-
dert worden ist, verordnet das Ministerium des Innern:

Artikel 1

Die Landeswahlordnung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S.  548, ber. S.  964), die zuletzt durch Verordnung vom 
24. August 2016 (GV. NRW. S. 726, ber. S. 794) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  In der Angabe zu § 9 wird nach dem Wort „Wähler-
verzeichnisses“ das Wort „, Datenschutz“ eingefügt.

 b)  In der Angabe zu §  18 wird nach dem Wort 
„Wahlscheinen“ das Wort „, Datenschutz“ einge-
fügt.

 c)  Nach der Angabe zu § 22 wird folgende Angabe 
eingefügt: „§  22a Beteiligungsanzeige der in 
§ 17a Absatz 2 des Gesetzes genannten Parteien, 
Beseitigung von Mängeln“

 d)  In der Angabe zu §  23 wird nach dem Wort 
„Kreiswahlvorschläge“ das Wort „, Datenschutz“ 
eingefügt.

 e)  In der Angabe zu § 38 werden die Wörter „behin-
derter Wähler“ durch die Wörter „von Wählern 
mit Behinderungen“ ersetzt.

2.  § 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Namen und Anschriften ihrer Dienststellen sind 
mit Telekommunikationsanschlüssen dem Landes-
wahlleiter mitzuteilen und öffentlich bekannt zu 
machen.“

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 Satz  1 werden die Wörter „soll ein 
Stellvertreter berufen werden“ durch die Wörter 
„und für jeden Richter des Oberverwaltungsge-
richts ist ein Stellvertreter zu berufen“ ersetzt.

 b)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

   „(5) Die Vorschriften in Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 
Satz  2, Absatz  3 und Absatz  4 Satz  2 gelten für 
die Richter des Oberverwaltungsgerichts entspre-
chend.“

4.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird nach dem Wort „Wählerver-
zeichnisses“ das Wort „, Datenschutz“ eingefügt.

 b)  Die folgenden Absätze 4 bis 6 werden angefügt:

   „(4) Hinsichtlich der für die Führung des Wähler-
verzeichnisses und Erteilung eines Wahlscheines 
verarbeiteten personenbezogenen Daten erfolgt 
die Information der betroffenen Person abwei-
chend von § 5 Absatz 8 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. 
S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils gel-
tenden Fassung in Verbindung mit Artikel 13 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.5.2018, S.  2; L 74 vom 4.3.2021, S.  35) 
durch die Bekanntmachung nach den §§ 3 und 28 
des Gesetzes in Verbindung mit §  12 dieser Ver-
ordnung.   

   (5) Hinsichtlich der im Wählerverzeichnis enthal-
tenen personenbezogenen Daten besteht abwei-
chend von § 5 Absatz 8 des Datenschutzgesetzes 

Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit Arti-
kel  15 Absatz  1 und 3 der Datenschutz-Grund-
verordnung das Recht auf Auskunft und das 
Recht auf Erhalt einer Kopie abschließend durch 
das unter den Voraussetzungen des § 16 Absatz 2 
des Gesetzes in Verbindung mit §  13 dieser Ver-
ordnung gewährleistete Recht auf Einsicht in das 
Wählerverzeichnis und das Recht auf Anfertigen 
von Auszügen aus dem Wählerverzeichnis.    

   (6) Hinsichtlich der im Wählerverzeichnis enthal-
tenen personenbezogenen Daten besteht abwei-
chend von § 5 Absatz 8 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit den Arti-
keln 16 und 18 der Datenschutz-Grundverord-
nung das Recht auf Berichtigung und das Recht 
auf Einschränkung der Verarbeitung abschlie-
ßend durch die unter den Voraussetzungen der 
§ 16 Absatz 3 und § 17 Absatz 1 des Gesetzes in 
Verbindung mit §  14 dieser Verordnung gewähr-
leisteten Einspruchsrechte.“   

5.  In § 10 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „35.“ durch 
die Angabe „42.“ ersetzt.

6.  § 11 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

  „2.  den Stimmbezirk, die Angabe des Wahlrau-
mes und ob dieser barrierefrei ist,“

 b)  Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a ein-
gefügt:

  „5a.  die Belehrung, dass nach § 26 Absatz 4 des 
Landeswahlgesetzes jeder Wahlberechtigte 
sein Wahlrecht nur einmal und nur persön-
lich ausüben kann,“

7.  Dem § 14 wird folgender Absatz 5 angefügt:

  „(5) Ein Wahlberechtiger mit Behinderungen kann 
sich bei der Einlegung eines Einspruchs oder einer 
Beschwerde der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. § 38 gilt entsprechend.“

8.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird nach dem Wort „Wahl-
scheinen“ das Wort „, Datenschutz“ eingefügt.

 b)  Folgender Absatz 10 wird angefügt:

   „(10) Hinsichtlich der für die Erteilung von Wahl-
scheinen verarbeiteten personenbezogenen Daten 
besteht im Zeitraum von der Zulassung der Wahl-
vorschläge bis zum Ablauf des Wahltages abwei-
chend von §  5 Absatz  8 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit den Arti-
keln 16 und 18 der Datenschutz-Grundverordnung 
das Recht auf Berichtigung und das Recht auf Ein-
schränkung der Verarbeitung abschließend nach 
Maßgabe des § 3 Absatz 4 des Gesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 17 und 21 dieser Verordnung.“   

9.  § 22 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 einge-
fügt:

  „2.  welche Voraussetzungen für die Einreichung 
von Wahlvorschlägen nach § 17a Absatz 2 des 
Gesetzes gelten, wo und bis zu welchem Zeit-
punkt Anzeigen nach § 17a Absatz 2 des Ge-
setzes eingereicht werden müssen und welche 
Bestimmungen über Inhalt und Form der 
Wahlvorschläge gelten,“

 b)  Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 und die 
Angabe „Abs.  2 Satz  3“ wird durch die Wörter 
„Absatz 2 Satz 2“ ersetzt.

 c)  Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.

10.  Nach § 22 wird folgender § 22a eingefügt:

 „§ 22a
  Beteiligungsanzeige der in § 17a Absatz 2 

des  Gesetzes genannten Parteien, Beseitigung 
von Mängeln

  (1) Der Landeswahlleiter vermerkt auf jeder Beteili-
gungsanzeige den Tag des Eingangs und prüft unver-
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züglich, ob sie den Anforderungen des Landeswahl-
gesetzes entspricht. Stellt er Mängel fest, so benach-
richtigt er sofort den Vorstand der Partei und fordert 
ihn auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. 
Dabei hat er darauf hinzuweisen, dass nach §  17a 
Absatz 3 des Gesetzes 

 1.  nach Ablauf der Anzeigefrist nur noch Mängel an 
sich gültiger Anzeigen behoben werden können,

 2.  nach der Entscheidung über die Feststellung der 
Parteieigenschaft jede Mängelbeseitigung ausge-
schlossen ist,

 3.  der Vorstand der Partei gegen Verfügungen des 
Landeswahlleiters den Landeswahlausschuss an-
rufen kann.

  (2) Der Landeswahlleiter lädt die Vereinigungen, die 
ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt haben, zu der 
Sitzung, in der über ihre Anerkennung als Partei für 
die Wahl entschieden wird. In der Ladung weist er 
auf die Bekanntgabe der Entscheidung in der Sit-
zung und die Rechtsfolgen hin. Er legt dem Landes-
wahlausschuss die Beteiligungsanzeigen vor und be-
richtet über das Ergebnis der Vorprüfung. Vor der 
Beschlussfassung ist den erschienenen Beteiligten 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

  (3) Im Anschluss an die Feststellung nach § 17a Ab-
satz  4 des Gesetzes gibt der Landeswahlleiter die 
Entscheidung des Landeswahlausschusses in der 
Sitzung unter kurzer Angabe der Gründe bekannt. 
Ist eine Partei oder Vereinigung wegen der Feststel-
lung an der Einreichung von Wahlvorschlägen ge-
hindert, weist er dabei auf den Rechtsbehelf der Be-
schwerde nach § 17a Absatz 5 des Gesetzes, die hier-
für geltende Frist und die Rechtsfolgen einer 
Beschwerde hin. Die Entscheidung ist vom Landes-
wahlleiter öffentlich bekanntzumachen.

  (4) Die Niederschrift über die Sitzung des Landes-
wahlausschusses ist unverzüglich auszufertigen. In 
der Niederschrift sind die tragenden Gründe darzu-
stellen. Der Landeswahlleiter übermittelt Parteien 
oder Vereinigungen, die durch die Feststellung des 
Landeswahlausschusses an der Einreichung von 
Wahlvorschlägen gehindert sind, unverzüglich, spä-
testens am Tag nach der Sitzung des Landeswahl-
ausschusses, auf schnellstem Wege eine Ausfertigung 
des sie betreffenden Teils der Niederschrift mit den 
nach Absatz 3 Satz 2 erforderlichen Hinweisen.“

11.  § 23 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird nach dem Wort „Kreis-
wahlvorschläge“ das Wort „, Datenschutz“ einge-
fügt.

 b)  Absatz 4 wird aufgehoben.   

 c)  Absatz 5 wird Absatz 4.

 d)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

   „(5) Hinsichtlich der in Wahlvorschlägen enthalte-
nen personenbezogenen Daten besteht im Zeit-
raum vom Ablauf der Frist für die Einreichung der 
Wahlvorschläge bis zum Ablauf des Wahltages ab-
weichend von § 5 Absatz 8 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit den 
Artikeln 16 und 18 der Datenschutz-Grundverord-
nung das Recht auf Berichtigung und das Recht 
auf Einschränkung der Verarbeitung abschließend 
durch das unter den Voraussetzungen des § 21 Ab-
satz 1 und 2 des Gesetzes in Verbindung mit §§ 24 
und 28 Absatz 3 dieser Verordnung gewährleistete 
Mängelbeseitigungsverfahren.“   

12.  § 26 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

  „Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare Übermittlung als gewahrt.“

13.  § 28 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  3 werden die Wörter „Abs.  3 und 4 
Satz 1“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt.

  bb)  Satz 5 wird aufgehoben.

 b)  Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

   „Hinsichtlich der in Landeslisten enthaltenen 
personenbezogenen Daten gilt § 23 Absatz 5 ent-
sprechend.“

14.  § 29 wird wie folgt geändert:
 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
   „Zur Verwendung von Stimmzettelschablonen 

wird die rechte obere Ecke des Stimmzettels ab-
geschnitten.“

 b)  In Absatz  4 wird nach dem Wort „sollen“ das 
Wort „mindestens“ eingefügt.

 c)  In Absatz 5 Satz 2 wird nach dem Wort „sollen“ 
das Wort „mindestens“ eingefügt und das Wort 
„rot“ wird durch das Wort „hellrot“ ersetzt. 

15.  § 30 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
 a)  In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch die 

Wörter „und die Stimmabgabe durch einen Vertre-
ter anstelle des Wählers unzulässig ist,“ ersetzt.

 b)  Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a ein-
gefügt:

  „4a.  dass ein Wähler, der des Lesens unkundig oder 
aufgrund einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, sich zur Stimm-
abgabe der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen kann, die Hilfeleistung auf technische 
Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wähler 
selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt und eine Hilfeleistung 
unzulässig ist, die unter missbräuchlicher 
Einfl ussnahme erfolgt, die die selbstbe-
stimmte Willensbildung oder Entscheidung 
des Wählers ersetzt oder verändert oder wenn 
ein Interessenskonfl ikt der Hilfsperson be-
steht,“  

 c)  Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
  „6.  dass nach § 107a des Strafgesetzbuches mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft wird, wer unbefugt 
wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis 
verfälscht, und dass unbefugt auch wählt, 
wer im Rahmen zulässiger Assistenz entge-
gen der Wahlentscheidung oder ohne eine 
geäußerte Wahlentscheidung des Wahlbe-
rechtigten eine Stimme abgibt, und dass 
nach § 107a Absatz 3 des Strafgesetzbuches 
auch der Versuch strafbar ist.“

16.  § 37 wird wie folgt geändert:
 a)  Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz einge-

fügt: 
   „In der Wahlkabine darf nicht fotografi ert oder 

gefi lmt werden.“
 b)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:
  aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:
    „Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurück-

zuweisen, der
   1.  nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen 

ist und keinen Wahlschein besitzt,
   2.  sich auf Verlangen des Wahlvorstands 

nichts ausweisen kann oder die zur Fest-
stellung der Identität erforderlichen Mit-
wirkungshandlungen verweigert,

   3.  keinen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im 
Wählerverzeichnis ein Wahlscheinvermerk 
nach §  20 befi ndet, es sei denn, es wird 
festgestellt, dass er nicht im Wählerver-
zeichnis eingetragen ist,

   4.  bereits einen Stimmabgabevermerk im 
Wählerverzeichnis hat, es sei denn, er weist 
nach, dass er noch nicht gewählt hat,

   5.  seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlka-
bine gekennzeichnet, gefaltet oder so ge-
faltet hat, dass seine Stimmabgabe er-
kennbar ist,



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 47 vom 1. Juli 2021792

   6.  seinen Stimmzettel mit einem äußerlich 
erkennbaren, das Wahlgeheimnis offen-
sichtlich gefährdenden Kennzeichen verse-
hen hat,

   7.  für den Wahlvorstand erkennbar in der 
Wahlkabine fotografi ert oder gefi lmt hat 
oder

   8.  für den Wahlvorstand erkennbar mehrere 
oder einen nicht amtlich hergestellten 
Stimmzettel abgeben oder mit dem 
Stimmzettel einen weiteren Gegenstand in 
die Wahlurne werfen will.“

  bb)  In Satz  2 wird die Angabe „Buchstabe a“ 
durch die Angabe „Nummer 1“ ersetzt.

 c)  In Absatz  7 wird die Angabe „Buchstabe d“ 
durch die Wörter „Nummer 5 bis 8“ ersetzt.

17.  § 38 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift werden die Wörter „behinder-

ter Wähler“ durch die Wörter „von Wählern mit 
Behinderungen“ ersetzt.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz  1 wird das Wort „körperlichen“ ge-

strichen.
  bb)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:
    „Blinden oder sehbeeinträchtigten Personen 

steht es nach § 26 Absatz 5 Satz 5 des Geset-
zes frei, sich stattdessen einer amtlich herge-
stellten Stimmzettelschablone zu bedienen.“

 c)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
   „Die Hilfeleistung ist nach § 26 Absatz 5 Satz 2 

des Gesetzes auf technische Hilfe bei der Kund-
gabe einer vom Wähler selbst getroffenen Wahl-
entscheidung beschränkt.“ 

 d)  Absatz 3 wird aufgehoben.
18.  § 40 Satz 2 bis 4 wird wie folgt gefasst:
  „Von da ab sind nur noch die Wähler zur Stimmab-

gabe zuzulassen, die vor Ablauf der Wahlzeit er-
schienen sind und sich im Wahlraum oder aus Platz-
gründen davor befi nden. Nach Ablauf der Wahlzeit 
eintreffenden Personen ist der Zutritt zur Stimmab-
gabe zu sperren. Nachdem die vor Ablauf der Wahl-
zeit erschienenen Wähler ihre Stimme abgegeben ha-
ben, erklärt der Wahlvorsteher die Wahlhandlung für 
geschlossen.“

19.  Dem § 49 wird folgender Absatz 4 angefügt:
  „(4) Meldewege und informationstechnische Sys-

teme zur Erfassung, Verarbeitung und Präsentation 
von Ergebnisdaten sind durch geeignete Maßnahmen 
der Informationssicherheit gegen Einfl ussnahmen 
von außen zu schützen.“

20  § 68 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
  „Die Bekanntmachung ist bewirkt, sobald das Amts-

blatt oder die Zeitung ausgegeben, der Aushang oder 
Plakatanschlag der Öffentlichkeit erstmalig zugäng-
lich gemacht ist, oder im Falle einer öffentlichen Be-
kanntmachung durch Bereitstellung im Internet mit 
Ablauf des Tages, an dem das digitalisierte Doku-
ment im Internet verfügbar ist.“

21.  Die Anlagen 1, 4, 5, 7, 8, 11a, 11b, 12a, 12b, 13, 14a, 
14b, 15 und 17 erhalten die aus dem Anhang zu die-
ser Verordnung ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 15. Juni 2021

Der Minister des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Herbert  R e u l
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2126

Berichtigung der Verordnung zur Änderung 
von Rechtsverordnungen zum Schutz vor dem 

 Coronavirus SARS-CoV-2

Vom 25. Juni 2021

In Artikel 2 Nummer 3 der Verordnung zur Änderung von 
Rechtsverordnungen zum Schutz vor dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 (GV. NRW. S. 730a) wird nach der Angabe 
„§5“ die Angabe „Absatz 1“ gestrichen.

Düsseldorf, den 25. Juni 2021

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

– GV. NRW. 2021 S. 818

223 

Sechste Verordnung zur Änderung 
der Schülerfahrkostenverordnung 

Vom 22. Juni 2021

Auf Grund des §  97 Absatz  4 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 
S.  404) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Schule und Bildung im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium der Finanzen, dem Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung und dem Ministe-
rium für Verkehr:

Artikel 1

In §  17 Absatz  1 Satz  1 der Schülerfahrkostenverord-
nung vom 12. April 2005 (GV. NRW. S. 419, ber. S. 612), 
die zuletzt durch Verordnung vom 28. Mai 2020 (GV. 
NRW. S.  386) geändert worden ist, werden nach dem 
Wort „Schulform,“ die Wörter „bei Grund- und Haupt-
schulen auch der gewählten Schulart und“ eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 22. Juni 2021

Die Ministerin für Schule und Bildung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Yvonne  G e b a u e r

– GV. NRW. 2021 S. 818
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Verordnung zur Änderung der 
Lehramtszugangsverordnung

Vom 18. Juni 2021

Auf Grund des § 9 Absatz 2 des Lehrerausbildungsgeset-
zes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), der durch Ge-
setz vom 26. April 2016 (GV. NRW. S. 208) geändert wor-
den ist, verordnet das Ministerium für Schule und Bil-
dung im Einvernehmen mit dem Ministerium der 
Finanzen, dem Ministerium des Innern und dem Ministe-
rium für Kultur und Wissenschaft sowie nach Informa-
tion des für Schulen zuständigen Landtagsausschusses 
und des für Wissenschaft zuständigen Landtagsaus-
schusses:

Artikel 1

Die Lehramtszugangsverordnung vom 25. April 2016 
(GV. NRW. S. 211) wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz  2 Satz  1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

   „Fachdidaktische Leistungen zielen auch auf 
Kompetenzen für den fachspezifi schen Umgang 
mit Informations- und Kommunikationstechni-
ken.“

 b)  Absatz 5 Satz 3 wird aufgehoben.

2.  § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 werden die Wörter „Sozialwissenschaften 
(Politikwissenschaft, Soziologie, Wirtschaftswis-
senschaft)“ durch die Wörter „Wirtschaft-Politik“ 
ersetzt.

 b)  In Satz  2 wird nach dem Wort „Geschichte“ das 
Wort „, Informatik“ eingefügt und werden die 
Wörter „Sozialwissenschaften (Politikwissenschaft, 
Soziologie, Wirtschaftswissenschaft)“ durch die 
Wörter „Wirtschaft-Politik“ ersetzt“.

 c)  Folgender Satz wird angefügt: 

   „Die Fächer Evangelische Religionslehre, Katholi-
sche Religionslehre und Islamische Religionslehre 
können nicht untereinander kombiniert werden.“

3.  § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 werden die Wörter „Sozialwissenschaften 
(Politikwissenschaft, Soziologie, Wirtschaftswis-
senschaft)“ durch die Wörter „Wirtschaft-Politik/
Sozialwissenschaften“ ersetzt.

 b)  In Satz  2 wird nach dem Wort „Geschichte“ das 
Wort „, Informatik“ eingefügt und werden die 
Wörter „Sozialwissenschaften (Politikwissenschaft, 
Soziologie, Wirtschaftswissenschaft)“ durch die 
Wörter „Wirtschaft-Politik/Sozialwissenschaften“ 
ersetzt.

 c)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

   „Die Fächer Evangelische Religionslehre, Katholi-
sche Religionslehre und Islamische Religionslehre 
können nicht untereinander kombiniert werden.“ 

 d)  In dem bisherigen Satz  5 werden nach dem Wort 
„werden“ die Wörter „, wenn dies in begründeten 
Ausnahmefällen erforderlich ist und das für Schu-
len zuständige Ministerium dem zustimmt“ einge-
fügt.

 e)  Folgender Satz wird angefügt: 

   „Die Zustimmung nach Satz 6 wird von der Hoch-
schule rechtzeitig vor Einschreibung der Bewerbe-
rinnen und Bewerber in den Studiengang einge-
holt.“

4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 3 wird die Tabelle wie folgt geändert:

  aa)  In der Spalte „Kleine berufl iche Fachrich-
tung“ werden jeweils in den Zeilen „Bautech-
nik mit“, „Elektrotechnik mit“ und „Maschi-
nenbautechnik mit“ das Wort „, Ingenieurtech-
nik“ angefügt.

  bb)  Folgende Zeile wird angefügt:

Medizin-
technik

Augenoptik, Hörakustik, Ortho-
pädietechnik, Zahntechnik

 b)  Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:

   „Die Fächer Evangelische Religionslehre, Katholi-
sche Religionslehre und Islamische Religionslehre 
können nicht untereinander kombiniert werden. 
Im Fall eines Studiums von zwei Unterrichtsfä-
chern ist als eines der beiden Fächer Biologie, Che-
mie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religions-
lehre, Französisch, Informatik, Islamische Religi-
onslehre, Katholische Religionslehre, Mathematik, 
Physik, Praktische Philosophie, Spanisch oder 
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Wirtschaftslehre/Politik zu wählen. In den Fällen 
des Satz 3 weist die Hochschule die Studieninter-
essierten vor einer Einschreibung auf mögliche 
Mobilitätshindernisse hin, die sich aus einem Ver-
zicht auf eine berufl iche Fachrichtung bei einem 
Wechsel in den Vorbereitungsdienst oder den 
Schuldienst anderer Länder ergeben können.“

 c)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

   „(5) Eine Fachrichtung oder ein Unterrichtsfach 
nach Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 kann statt einer 
zweiten berufl ichen Fachrichtung mit einer der fol-
genden sonderpädagogischen Fachrichtungen ver-
bunden werden, wenn dies in begründeten Aus-
nahmefällen erforderlich ist und das für Schulen 
zuständige Ministerium dem zustimmt: Förder-
schwerpunkt Hören und Kommunikation, Förder-
schwerpunkt körperliche und motorische Entwick-
lung, Förderschwerpunkt Sehen. Die Zustimmung 
nach Satz  1 wird von der Hochschule rechtzeitig 
vor Einschreibung der Bewerberinnen und Bewer-
ber in den Studiengang eingeholt.“

5.  In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Sozialwis-
senschaften (Politikwissenschaft, Soziologie, Wirt-
schaftswissenschaft)“ durch die Wörter „Wirtschaft-
Politik“ ersetzt.

6  . § 10 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer  1 werden nach dem Wort „mit“ die 
Wörter „den sich weiterentwickelnden“ und nach 
dem Wort „Medienkompetenz“ die Wörter „unter 
besonderer Berücksichtigung von Fragen des Leh-
rens und Lernens in einer digitalisierten Welt“ ein-
gefügt.

 b)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

  „2.  Grundkompetenzen im Bereich geschlechter-
sensibler Bildung,“

7.  § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  1 wird das Wort „(Latinum)“ 
durch die Wörter „auf dem Niveau eines Klei-
nen Latinums“ ersetzt.

  bb)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

   „3.  im Fach Evangelische Religionslehre auf 
Kenntnissen in Griechisch auf dem Niveau 
des Graecums sowie auf Kenntnissen in 
Hebräisch auf dem Niveau des Hebrai-
cums oder auf Kenntnissen in Latein auf 
dem Niveau eines Kleinen Latinums und“.

 b)  In Satz 2 werden die Wörter „dem Latinum“ durch 
die Wörter „den Kenntnissen in Latein nach Satz 1 
Nummer 1“ ersetzt.

8.  Dem § 14 werden folgende Absätze 8 bis 10 angefügt:

  „(8) Die geänderten Anforderungen an Leistungen, 
die gemäß §  3 Absatz  2 und §  4 Absatz  2 durch die 
Neuprofi lierung des Faches „Sozialwissenschaften 
(Politikwissenschaft, Soziologie, Wirtschaftswissen-
schaft)“ als „Wirtschaft-Politik“ oder „Wirtschaft-Po-
litik/Sozialwissenschaften“ entstehen, sind für Absol-
ventinnen und Absolventen der Studienabschlüsse 
nach §  10 Absatz  1 des Lehrerausbildungsgesetzes 
nachzuweisen, die ihr Studium ab dem Sommerse-
mester 2022 beginnen. Der Nachweis wird im Rahmen 
des §  1 Absatz  1 Satz  3 durch das bei wesentlichen 
Änderungen von Studiengängen vorgesehene Verfah-
ren erbracht.

  (9) Die Anforderungen an Leistungen, die durch die 
Verordnung vom 18. Juni 2021 (GV. NRW. S. 818) in 
§ 1 Absatz 2 Satz 2 und § 10 Nummer 1 und 2 geän-
dert wurden, sind spätestens nachzuweisen von Ab-
solventinnen und Absolventen der Studienabschlüsse 
nach § 10 Absatz 1 des Lehrerausbildungsgesetzes, die 
ihr Studium ab dem Wintersemester 2021/2022 begin-
nen. Absatz 7 gilt entsprechend.

  (10) Die Kombinationsmöglichkeiten, die durch die 
Verordnung vom 18. Juni 2021 (GV. NRW. S. 818) in 
§ 3 Absatz 2 Satz 3, § 4 Absatz 2 Satz 3 und 6 und § 5 
Absatz 4 Satz 2 und 3 und Absatz 5 Satz 1 geändert 

oder an bestimmte Voraussetzungen gebunden wur-
den, gelten für Absolventinnen und Absolventen der 
Studienabschlüsse nach § 10 Absatz 1 des Lehreraus-
bildungsgesetzes, die ihr Studium ab dem Sommerse-
mester 2022 beginnen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 18. Juni 2021

Die Ministerin für Schule
und Bildung des Landes

Nordrhein-Westfalen

Yvonne  G e b a u e r

– GV. NRW. 2021 S. 818
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